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Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. g 


Nittwoh, den 5. April 1805. 


der Stadtverordneten⸗Vorſteher hätte in die gebührenden Schranken zurück⸗ 
weiſen müſſen. Auf welchen Anhalt aber ſtützt ſich die Regierung bei ſolchen 
Behauptungen? Sie haben ſchon von dem Herrn Berichterſtatter gehört, 
daß auf den Bericht der „Oſtpreußiſchen Zeitung“, auf den Bericht eines bel 
berufenen Menſchen, eines zweiten Lindenberg, deſſen die Reaction ſich jetzt 
zum Werkzeuge bedient, der Verweis ertheilt iſt. Aber das hat Ihnen der 
Herr Berichterſtatter nicht ſagen konnen, daß auf Denunciation deſſelben 
Menſchen eine Criminal⸗Unterſuchung gegen mich eingeleitet war und die 
1 Nur) Stadtverordneten⸗Verſammlung Mann für Mann vernommen 
worden ſind. 

Bei der ſchmeichelhaften Aufmerkſamkeit, deren ich mich von Seiten der 
königsberger Behörden zu erfreuen habe, können Sie leicht annehmen, daß 
die Unterſuchung nicht total im Sande verlaufen wäre, fo daß auch keine 
Spur von der Verdächtigung aufrecht zu erhalten war, wenn irgendwie die 
letztere eine Berechtigung gehabt hätte. Das alſo war der Anhalt zu einem 
Tadel der Stadtverordneten⸗Verſammlung der zweiten Haupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt des Staates und zu einer Rüge ihres Stadtverordneten⸗Vorſtehers. 
un hört!) Die Regierung erkennt an, daß der letztere ein Beamter nicht 
ei, daß ſie alſo keine Disciplinargewalt über ihn habe. Sie leitet ihre Be⸗ 
fugniß aus dem allgemeinen Aufſichtsrechte des Staates über die Gemeinden 
her, und zwar nach den 88 76 und 77 bis 79 der Städteordnung, nach Maß⸗ 
gabe der Inſtruction vom 23. Oktbr. 1817. Dieſe giebt aber der Regierung 
nur infofern ein Oberaufſichtsrecht, als der Staatsregierung eine Einmiſchun 
in die Gemeindeverwaltung vorbehalten iſt. (Hört! hört!) (Redner verlief, 
die angezogenen Beſtimmungen zum Beweiſe, daß fie nicht zutreffen.) Andere 
Paragraphen giebt es über dieſe Materie überhaupt nicht, und dieſe ſind, 
wie Sie ſehen, nicht anwendbar. Der Herr Miniſter des Innern folgert 
feine Befugniß zu feinem Verfahren aus dem allgemeinen Begriffe von Auf⸗ 
ſichtsrecht des Staates. Ja, das iſt allerdings ſehr bequem, und es geht 
wirklich gar nichts über die allgemeinen Begriffe (Heiterkeit) und über die 
Art, wie man damit Auslegungen vornehmen kann. Man wird unwillkürlich 
an den Göthe'ſchen Spruch erinnert: „Im Auslegen bleibt hübſch munter; 
legt Ihr nichts aus, fo legt 'was unter!“ (Heiterfeit,) Aber das geht bei 
uns jetzt ſo und noch weiter. Hat doch ein Landrath einen Rathsherrn zu 
einer Wahlmänner⸗Verſammlung eingeladen, und da er nicht kam, in eine 
Ordnungsſtrafe genommen. (Heiterkeit) Wenn es nun fo geht, daß Recht 
und Geſetz zur Carricatur geworden, ſo iſt das nicht lächerlich und komiſch, 
zumal da die Gründe von der allerernſteſten Bedeutung ſind. Darum iſt 
auch der Fall, der hier in Rede ſteht, von ſchwer wiegender Bedeutung, denn 
er iſt ein Glied der Kette, an welche man die Freiheit der Gemeinden feſſeln 
will. (Sehr wahr!) ; 

Der Herr Minifter des Innern hat uns das Zugeſtändniß gemacht, daß 
das Verfahren auf einem Syſtem beruhe. Aber wohin führt dies Syſtem? 
Es führt dazu, die größte Schöpfung des größten Staatsmannes, den Preußen 
je beſeſſen, zu einem Schatten zu verwandeln. Man will eben nicht die 
Selbſtſtändigkeit und Freiheit des Bürgers, weil ſchon einmal daran der 
Feudalſtaat gebrochen iſt; man will nicht die Selbſtſtändigkeit der Gemein⸗ 
den, die Freiheit der Preſſe und die Unabhängigkeit der Richter, dieſe Grund⸗ 
bedingungen des modernen Staates. Aber Sie werden Ihr Ziel nicht erreichen, Sie 
werden uns die Städteordnung nicht nehmen; ein fünfziglähriger Beſitz, der 
jie uns werth und theuer gemacht, wird uns, fo hoffe ich, fie zu vertheidigen 
gelehrt haben. Schon andere Männer vor Ihnen find denſelben Weg ger 
gangen. Metternich, Gentz! Sie ſind geſtorben verzweifelnd an ihren Wer⸗ 
fen! Und darum iſt es Ihr Fluch, daß Sie die Siſpphus⸗Arbeit des vers 
geblichen Ankämpfens gegen die Ideen der Zeit thun müſſen, während Sie 
Großes und Gutes ſchaffen könnten. Selbſt der Titan unſerer Zeit ging 
unter, als er die Principien verleugnete, die ihn groß gemacht, und ſprach, 
als er von feinem Felſenkerker aus einen Rückblick auf fein Leben warf, die 
Wahrheit aus: „Wer es unternimmt, die Ideen der Zeit zu belämpfen, der 
arbeitet an feinem eigenen Verderben.“ Aber was nützt die Stimme des Mahners? 
Sie, m. H, ſteben ſo unverrückbar unter dem Banner Ihres eigenen Syſtems, 
daß Sie nicht anders können, als fort und fort den Geiſt des Volkes und 
den Geiſt der Geſchichte verſuchen, wie lange Sie ihm noch Friſt geben 
koͤnnen, denn auf Ihr Banner haben Sie das traurige Wort geſchrieben: 
„Nach uns die Sündflutb!“ (Hört, hört!) Aber, m. H., mögen Sie anneh⸗ 
men, welchen Antrag Sie wollen, wir haben Nichts gethan, Nichts beab⸗ 
ſichtigt, als das einzige Tribunal anzurufen, zu dem wir noch Vertrauen 
haben: — die öffentliche Meinung! (Lebhafter Beifall.) 


Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Ribbeck: Die Beſchwerde beſchränkt 
ſich darauf, daß die Regierung durch die dem Stadtverordneten⸗Vorſteher er⸗ 
Daumen welche zu der Feſtſetzung des 2%, fachen Betrages geführt hätten. Der Antrag des Abg. Koſch wird ausreichend unterſtützt. Man tritt in!theilte Rüge ſich eine Disciplinargewalt über die Stadtperordnetenverſamm⸗ 
} as Geſetz ſchaffe einen Zuſtand ab, der einmal für die Berechtigten fehr | die Debatte ein. - en und ihre Vorſteher beigelegt, die ihr nach den Geſetzen nicht zuſtehe. 
und nehm ſei, ferner aber auch zu vielen Streitigkeiten zwiſchen Pfarrer Abg. Dr. Koſch; Der Brennpunkt des Verfahrens der Regierung iſt das Dieſem Vorwurf iſt die Soitze ſchon dadurch abgebrochen, daß die Regierung 
ef Gemeinde führe. Auch er würde dem von der Negierungsporlage feſt⸗ Bestreben, die Selbſtſtändigkeit der Gemeinden zu untergraben. Ich habe und der Oberpräfident ausdrücklich erklart haben, die Regie rung ſei weit da⸗ 
en Publitationstermin lieber zugeſtimmt haben, ſtimme aber dem Bes | damit eine bittere Wahrheit ausgeſprochen, welche uns das Schamgefühl in] von entfernt, ſich eine ſolche Disciplinargewalt beizulegen, ſondern ſie ſei zu 
alle des Herrenhauſes bei, um das Erſcheinen des Geſetzes nicht hinauss die Wangen treiben muß. Die Stein'ſche Städteordnung wird jetzt an der ihrem Verfahren vollkommen befugt durch das ihr geſetzlch zuſtehende Auf⸗ 
sufieben. \ Wurzel angegriffen und fo jenes Fundament des Staates erſchüttert, auf] ſichtsrecht über die Städtegemeinden. (Hört! Heiterkeit.) Der § 76 der 
. e Dgneral-Disfuffion wird geſchloſſen. Abg. Wachler zieht feinen An welchem er aus dem Verfall emporgerichtet worden it. Aus dem ganzen] Staͤdteordnung legt der Regierung ganz allgemein das Oberaufſichtsrecht 
daß zurlick, weil er durch die weitere Diskuſſion die Ueberzeugung gewonnen, Verfahren der Regierung pebt hervor, daß man die Alleinherrſchaft der Bus Aber die ſtädliſchen Angelegenheiten bei, und in Folge dieſer Beſtimmung 
1 fie die prakliſchen und rechtlich Verhältniſſe, welche maßgebend ge⸗ reaukratie gegenüber dem beſchränkten Unterthanenverſtande glorificiren will. | jind offenbar Vorſteber und Stadtverordnete in ihrer Geſchäftsthätigkeit dem 7 
weſen eien, Einwendungen mit Grſolg nicht würden erhoben werden können. Mit welchem Rechte iſt man gegen den Stadtrath Weller vorgegangen? Von Aufſichtsrechte der Regierung unterworfen. (Widerſpruch.) Es ift aber der 
Der Berichterſtatter, Abg. Lette Lempftehl die Vorlage als einen Act entgegengeſetzter Seite, von den Vorſtehern conſervativer Vereine iſt ebenſo] weſentliche Zweck und Kern jedes Staatsaufſichtsrechtes, die Aufrechter hal⸗ 
der Religions und Agrarfreſheit und der Gerechtigteit gegen die Berechtig⸗in viel gravirenderer Weiſe verfahren worden. Der Stadtrath Weller hätte] tung der geſetzlichen Beſtimmungen und Verpflichtungen zu überwachen, und 
ten und Verpflichteten. Der Geſegent urf erfülle ns Abgeordneten⸗ freilich ſein Mandat niederlegen und eine Wiederwahl ablehnen können, cor unzweifelhaft ſteht demgemäß der Aufſichtsbehörde auch die Befugniß zu, die⸗ 
haus ſeit zehn Jahren verlangt Ken ; lecter wäre es freilich geweſen. Aber, m. H., wäre er, wenn auch einſtimmig jenigen, welche gegen dieſe Verpflichtungen fehlen, zurecht zu weiſen. (Wir 
Der Gefebentwurf wird ohne Spezial⸗Diskuſſton vom Haufe faſt gewählt, wie die Sachen jetzt ſtehen, wohl beſtätigt worden? Die königliche derſpruch. Dergleichen Zurechtreiſungen find allerdings mit einer tisciplis 
er weite G Regierung ſagt nun, der Stadtrath Weller habe feine Pflicht verletzt; fie hat nariſchen Maßregel keineswegs für identiſch zu erachten, denn wenn auch das 
110 1 8 der Tagesordnung iſt der zweite Bericht der] dafür aber nicht den geringsten Beweis beigebracht. Auch von dem Stadt: Disciplinargeſetz von 1852 den Verweis mit zu den Disciplinarſtrafen rech⸗ 
fident Grabow ſchla 1 . emeindeweſen über Petitionen. Der Prä⸗ verordneten Vorſteher kann das nicht gejagt werden, derſelbe iſt ja nicht als] net, fo Ri daraus doch keineswegs, daß der Verweis allein auf dem Ge⸗ 
a igt vor, mit der Debatte über vie Petiti ich ein Vormund, nicht als Polizeiherr der Stadtverordneten⸗Verſammlung ans biete des Disciplinargeſetzes Anwendung finden kann. So find z. B. andere 
die Debatte über die and Petition A. zugleich Ti ; : 9 f 
ern Petiti Nam ehe zusehen, wozu man ihn freilich machen möchte. Der Regierungs⸗Commiſſar Behörden ohne Disciplinargewalt, wie die Landes⸗Polizelbehörde, zur Erz 
Abg. Bresgen will nichts ei und auf der Tagesordnung fteben, — ſagte in der Commiſſion, es werde kein Disciplinar⸗ Verfahren gegen den theilung von Zurechtweiſungen, Rügen und Verwarnungen vollſtändig bes 
titten Eee N. Reſerent uber das Zuſammenfaſſen dieſer Bes Stadtwperordneten⸗Vorſteher in Anſpruch genommen, weil dies der Regierung rechtigt. 
der Commiſſton für 48 Gemeinbeiveien fei ls a 3 15 bt ein Verl Alt 0 1 je ee ce Madel uud mch Bor 5 Are das Dae e betrifit, er jo 
itzungen des | entjte rhältniß wie zw och dazu vollkommenen Maße fie es auch anerken 0), nung 
0 Ä zu 5 5 doch immer nur zugeſtehen, nicht nah Maßgabe eines fo unbegrenzten 
. bermnadh die Debatte über dieſe Petition B. 2 Wie das Land, jo muß auch die Gemeinde die Prüfung tragen, welche Wellen Rechts, mie di 5 verlangen, fondern nur nach Vorſchrift des Ge, 
berg Kreta r derath zu Seibersbach in der Bürgermeiſterei Strom ihm jetzt auferlegt iſt, ſie wird wie jenes ſich für die Einbuße trölten müſſen | fees und 1277 — der $$ 76 und 77, die der Staatsregierung das Recht ger 
„Kreis Kreuznach, hatte zur Verhütung von Wildſchäden im In⸗ durch die moraliſche Kraft, welche in ſolchen Zeiten wählt. — Ich frage nur ben, gegen Uebergriffe einzuſchreiten. Die Staatsregierung hat in dieſer 
tereſſe der Gem d ; l i icht ei 
einde beſchloſſen, die Feldſagd in der Gemeinde Seibersbach] noch m. ., erkennen Sie in ſolchen Maß regelungen Neigung der Regierung Frage jetzt durchaus nicht einen neuen Standpunkt eingenommen, ſondern 
r gan; nur einfach denjenigen Tenge aim der von Anfang der zwanziger Jahre unter 
e f ihnen, die je in Preußen eriftirt der Herrſchaft dreier verſchiedenen, Städteordnungen confequent bis jetzt feſt⸗ 
8 n Waldungen auf die Acker und gat, (Hört! Hört!) Nun weiß ich, daß der Herr Miniſter des Innern die gehalten worden iſt. Ich empfehle Ihnen, m. H., über die vorliegenden Ans 
Dieser Beſchluß wurde nicht dochwwid abschießen und nicht übermäßig begen. fact were cat baßt und nicht aupulaflen Mablihtigt, wie er und jelbft |träge zur Tagesordnung überzugehen. a Be 
d urde nicht ausgeführt, die Jag da em 181 Wend un va 1 5 N möchte nicht gern In n ſcy ausdrüden En hen (Heiterkeit),| Abg. Virchow: M. 125 Auf eine weitläufige Widerlegung der Aus⸗ 7 
benden bapochen eee een Selber bach and Wirth ſcha t fich elegante e omıme von Präfecten⸗ führungen des Herrn Reglerungs⸗Commiſſars glaube ich nicht eingehen zu 
ierin ei 5 et. Der Gemeinderath von Seide fan ſchaft ſprechen. (Heiterkeit.) zu meinem Antrage. Der dürfen, da er ſchwerlich wird nachweiſen können, daß die von ihm angezoge⸗ 
eines ne Verletzung des Jagppolizei⸗Geſetzes und eine Beeinträchtigung erſte Satz ſoll das Princip ausſprechen, der zweite hat den Zweck, Berückſich⸗[nen Verfügungen noch in Kraft find. Der 8, den er uns vorgeleſen, beſagt 
ordnete pre? und richtete deshalb wiederholt eine Petition an das Abge⸗ ligung zu finden, wenn nicht von dieſem, ſo von einem anderen Miniſterium, ausdrücklich, daß die Verwaltung dem Geſetze gemäß geführt werden foll; 
Verädſte Die Commiſſion empfiehlt, die Petition der Staatsregierung Die wahre geſetzmäßige politiſche Freiheit des Volkes, die Selbſtſtändigkeit die Sg aber 12 der Magiſtrat, nicht die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
Miniſt ſichtigung zu Aberweiſen. 5 der Gemeinde im bolliten Umfange, das iſt die Aufgabe, die wir zu löſen ſtreben ſammlung, welche die Beſchlüſſe jener Behörde nur vordereitel. Das iſt doch 
Frage geräten landw. Angel. v. Selchow: Die Staatsregierung hat die müſſen. Wahren Sie dieſe Aufgabe durch ihren heutigen Beſchluß. (Beifall.) ein großer Unterſchied. Die taatsregierung ſollte anerkennen, daß — 5 
unden und Ku das Verfahren des Bürgermeiſters von Stromberg correct ge⸗ Abg. Dr, Möller: Es iſt zwar eine traurige Pflicht, fort und fort dar wie die von der königl. Regierung zu Königsberg unter dem 9. April 1864 
b i g hinzuweiſen, wie die Staatsregierung dauernd gegen den eigenen Staat ſerlaſſenen, die Staatsregierung ſchadigen, weil fie vie betreffende Regierungs⸗ 
Paragraphen d der Begriff des Worts Gemeindebehörde in den betreffenden arbeitet und an ſeinen Fundamenten rüttelt. Iſt es nicht, als ob man einen Behörde lächerlich machen. (Zuſtimmung.) Eine Stabtverorbneten:Berjamm: 
meinde⸗Vorſtand Jagdpolizei⸗Geſetzes auf den Gemeinderath, oder den Ger armen Irrſinnigen belauscht, wie er in feiner Zelle den Pfeiler zu zerſtören lung wird von einem ihrer Beamten, der ein Ehrenamt bekleidet, aufgefor⸗ 
I u beziehen, In den Inſtructionen der Miniſter des ns trachtet, der die Zelle trägt und beflen ? all ihn ſelbſt a muß? Den⸗ dert, ſich zu erklären, od er noch ihr Vertrauen beſitze die Verſammlun 
meinde⸗Behörde ndw, Angel. ift darüder alſo entſchieden: der Ausdruck Ges noch müſſen wir immer wieder uns dieſer Pflicht unterziehen und bald hin⸗ bejaht dieſe Frage und nun kommt die Regierung und erklärt dieſen Beschluß 
ie v un in dem Gejege deshalb gewählt, um der Gemeinde Ord⸗ weiſen auf den Eingriff in die Selbſiſtändigteit der Richter, bald auf eine für nichtig — meine Herren, das iſt volltommen komiſch; die Regierung be⸗ 
in wie weit de greifen. Nach der Gemeinde⸗Ordnung iſt alſo zu beurtheilen, Störung der Selbſtſtändigkeit der Gemeinden. An ſich, m. H., iſt der Fall giebt ſich damit auf ein Gebi't, das fie ſchon aus äſthetiſchen Gründen ver⸗ 
meinde Ordnung vomenderg mitzuwirlen hat. Nun würde aus der Ge⸗ nicht fo bedeutend, aber das Syſtem, aus welchem er hervorgegangen, das neben müßte (Heiterkeit), unb es a 1 rg el 9 
er i er He ini i eamten anwet dute, 11, orwu er 
Aenne a über die Zahl der Jagdbezirke, über die Verpachtung, ordneten⸗Vorſtehers; was ſollte und konnte denn der thun? Hat er ein Recht Nac e ii Wenn bie 8 in ihrem — ich will 
ſtand a er —2 Be 2 Ruhen der Jagd zu beſchließen der Gemeinde⸗Vor⸗ der Diseiplinargewalt über die Verſammlung? Man hat vergeſſen, daß er nicht zu hart fein — in der a nicht begründeten Verhalten, jo weit 
geändert worden 2 fie auszuführen hat. An dieſer Sachlage ift nichts nichts iſt, als der primus inter Parcs und der Vorwurf, daß ſich die Stadt: geht, einen unbeſoldeten Stabtrath nicht wegen Verlegung feiner Amtapflicht, 
und die von 1856 an ib ie Gemeinde⸗Ordnung von 1850 aufgehoben wurde | verordneten Verſammlung üder den Stadtrath Weller eine Disciplinargewalt ſondern wegen einer Privathandlung, die er als Bürger begangen, vor ih: 
n Stelle trat, die letztere unterſcheidet ſich nur darin, | angemaßt haben ſoll, ift jo komiſch, daß ſelbſt die Regierung zu Königsberg Forum zu ziehen und zu ſtrafen; wenn fie in der Erklärung feiner Milbür⸗ 
Bürgermeister und deſſen Or er ge Behörde den darüber gelächelt haben mag, als die Sache berathen wurde. Die Debatten | ger: „Du biſt unſeres Vertrauens nicht verluſtig, ſondern deſſen erſt recht 
3 gan, den Gemeinde⸗Vorſteher gejeht hat, Dieſer der Verſammlung ſollen aljo ſo ſehr alles Maß überſchritten haben, daß fiel würdig, weil Du es als ein pflichttreuer Bürger gerechtfertigt haft“, einen 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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SE 2 ift demnach als Gemeinde⸗Behörde zu verſtehen, und dieſe Auffaſſung hat 
33. Sitz 0 8 8 Kun e 4. April ſchon feit einer Reihe von Jahren Geltung und wurde auch bon den Miniftern 
Gröffnun 10% u br eee 7 Beten "in 5 en 0 A er iener Zeit getheilt, 2. ma Diet = die neue Aera . 
Tribünen gaga. Am Miniſtertiſch Herr v. Mühler und drei Regierungs⸗ eee eee 6 — Intereſſenten handelte. 
Ba ſpäter Hr. v. Selchow, Graf zu Eulenburg 8 zur Lippe. 0 Ich habe die Entſcheidung der früheren ‚Regierungen für richtig erkannt, 

räſident Grabow verlieſt eine große Zahl von Urlaubsgeſuchen und] werde ſelbſt auch fpäter fo handeln, und bitte deshalb, über die Petition zur 


Erkrankungen, welche ſich Mitglieder des Hauſes im Hauſe ſelbſt zugezogen] Tagesordnung überzugehen. 
baben. Die Fiſcherei⸗Ordnung für Rügen und Neuvorpommern wird Abg. v. 2 7 a dem früherem Geſetz ift das Wort „Gemeindebe⸗ 
der Agrar⸗Commiſſion überwieſen, welche die bei ihr beſonders betheiligten hörden“ gebraucht, das ſich füglich nur auf die Behörden derſelben Ge⸗ 
bgeordneten zu Rathe ziehen wird. Der Antrag der Abgg. b. Thokarskiſ meinde, alſo auf Gemeinderath und Gemeindevorſtand beziehen kann. Ich 
und v. Lyskowski, „daß den Polen Weſtpreußens alle Geſetze, Ber: gebe zu, daß es angenehm iſt, wenn die Schulzen allein die Jagdſcheine 
ordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Behörden neben der] ausſtellen, aber diejenigen, denen der Grund und Boden gehört, oder wie 
deutſchen auch in polniſcher Sprache veröffentlicht werden mögen“, wird der | fie genannt werden: Die Intereſſenten müſſen doch am beiten wiſſen, wohin 
Juſtiz⸗Commiſſion überwieſen. 5 ihre Intereſſen gehen. Wenn der Schulze ein feſter, energiſcher Mann iſt, 
hi Nach der Tagesordnung wird ber Geſetzentwurf, betreffend die Regu⸗ mag für dieſe Intereſſen keine Gefahr vorhanden fein, aber oft iſt er von 
irung der ſchleſiſchen Zehnt⸗Verfaſſung, weiter berathen. Abg.] Coterien im Dorfe abhängig und dann werden lediglich darnach die Jagd⸗ 
Hübner für den Bericht der Agrar⸗Commiſſton, Abg. Wachler für Zurück- ſcheine vertheilt. Ich bitte, die Petition zur Abhilfe zu überweiſen. Wo 
Fr der Vorlage an dieſe Commiſſton, die ſich durch 7 Mitglieder aus der | feine Gemeindevertretung beſteht, können die Grundbeſitzer bei Ertheilung 
rovinz Schleſien verstärken fol. Der Vorſitzende der Commiſſion habe mit von Jagdſcheinen ihre Stelle einnehmen. 
ſeiner bekannten Arbeitskraft den Bericht wie ein deus ex machina fertig Referent Abg. Bresgen: Der frühere Landrath des Kreiſes Kreuznach, 
gemacht (Herr Lette), die übrigen Mitglieder hätten dieſen hohen Standpunkt nachmaliger Miniſter des Innern, Herr v. Jagow, hat durch eine Verfü⸗ 
RR fie brauchten Zeit, ſich zu beſinnen, und fie wären jetzt zur Befinnung | gung vom 20. Februar 1860 das Recht anerkannt, welches das Jagdpolizei⸗ 
gr . der Gegenſtand ſei von großer Bedeutung, er betreffe Millionen. Geſetz dem Gemeinderathe zur Ausſchließung ungeeigneter Pächter gegeben 
— . da zwar nicht die Befürchtung der Abgg. Münzer und Gring⸗ hat. Was die Inſtructionen anbetrifft, die der Herr Miniſter erlaſſen bat, 
ei aß der Geſetzentwurf der Regierung, den die Commiſſion zur Ans| ſo kann er fie leicht ändern; ich bitte Sie, den einftimmig beſchloſſenen Ans 
Uh it empfehle, die Intereſſen der katholiſchen und der evangeliſchen Geiſt⸗ trag der Commiſſion möglichſt einſtimmig anzunehmen. 
ichkeit ſchudige! aber immerhin ſei die Ablöfung des Zehnten „von amts.“ Minister der landw. Angel. b. Selchow: Ich habe keine 8 
wegen“ und ohne zuvor die Geiſtlichkeit darüber zu hören, bedenklich. Ein erlaſſen, ſondern nach den Grundſätzen gehandelt, welche alle früheren Re⸗ 
Präcluſid⸗Termin von 5 Jahren zur Geltendmachung aller vorhandenen Ans gierungen, auch die liberalen Miniſter, befolgt haben. Seit 1850 iſt für alle 
r wirken. — Der Antrag des Abg. Wachler wird] Provinzen der Grundſatz aufgeſtellt, daß unter Gemeindebehörde der Ge⸗ 
ur . i d, welcher die Con n vertritt, verſtehen wer⸗ 
Cultusminiſter v. Mühler: Es iſt von den Rednern hauptſächlich gegen en 3 e 5 
den Ablöſungsmodus des ruhenden Zehnten, wie ihn die Regierung vorſchlägt,, Abg. Graf Eulenburg: Wenn ich für den Commiſſionsantrag ſpreche, 
Penn und auf die zu niedrigen Sätze hingewieſen worden, zu welchen die] fo glaube ich bei aller Anerkennung der wohlwollenden Adſichten der Regie⸗ 
Weſung angenommen iſt. — Es rechtfertigt ſich aber dieſer Satz des] rung, daß ſie die Petition doch noch einmal in Erwägung nehmen ſollte. 
Aachen Betrages des ruhenden Zehnten bei reiferer Erwägung der Verhält-] Allerdings iſt nicht genau geſagt, was unter Gemeindebehörde zu verſtehen 
iſſe, die damit beſeitigt werden ſollen. (Redner vergleicht die Reſultqte des] ſei, aber es bleibt doch kaum ein Zweifel übrig, daß auch dem Gemeinderat 
Almen Abloſungsmodus mit den früheren Geſetesvorſchlägen, die eine eine Ditwirkung bei den betreffenden Angelegenheiten zugeſtanden werden 
| N mäbliche Aufhebung der Zehnten beantragten.) Was die confeſſtonelle Seite | foll. Die Auffaſſung der Staatsregierung iſt übrigens vollkommen berech⸗ 
er Faage betrifft, jo iſt man hierbei ſowohl von katholiſcher wie evangeliſcher] tigt in den alten Provinzen, wo keine Gemeinverätpe beſtehen. 
) 
1 


| 
| 


Seite ſehr geneigt, auf alte Erinnerungen zurückzugehen, die auf der einen Vi 77 i l ift, fo folgt daraus 
deren den Gun einer Wiederherſtellung des status von 1758, auf der an⸗ ch 3 Be un der Fall iſt, ſo folg 5 
rung tax Reftitution noch früherer Zustände ges machen. Die Staats regie] Nach einer Bemerkung des Referenten Bresgen über die rheiniſche Ge⸗ 
au en ſich aber dieſen einander entgegengeſetzten Auffaſſungen gegenüber | meindeordnung, wird die Debatte geſchloſſen, worauf der Antrag der Com⸗ 
— 8 ie Bedürfniſſe der Gegenwart halten. Wenn hierbei nicht die Ge⸗miſſion mit großer Majorität angenommen wird. 
125 ung eine Art von Schiedsrichteramt übernimmt, ſo würde auf eine Aus⸗ Es folgt die Debatte über die Beſchwerde der Stadtverordneten⸗ 
plaung der divergirenden Intereſſen kaum eine Hoffnung bleiben. Von der Berfammlung zu Königsberg in der bekannten Angelegenheit des 
a rag — Zurückverweifung der Sache an die Commiſſion kann ich nach Stabtrath Weller, Die Commiſſion beantragt, die Petition der k. Staats: 
0 heren Gorungen leinen fördernden Erfolg erwarten und ich bite Gie | regierung zur Abhilfe zu übermeifen, 
* 9 eſetz, ſo wie es jetzt liegt, anzunehmen. 5 R Der Abg. Dr. Koſch ftellt folgenden Antrag: Das Haus der Abgeord⸗ 
me en Schumann (gegen den Wachler ſchen Antrag): Durch die neten wolle beſchließen, 1) die don der königl. Staatsregierung in Anſpruch 
B e e e e benen 1 e le, Ka d a 
der jetzigen X 8 ’ D B 2) die Petiti egierung zur ilfe zu 

Staatskaſſe, welche die Koſten der Ablöſung auf ſich genommen, unverhältniß: deren Ordnung; 2) die Petition der Regierung z hilfe z 


mäßige Opfer au ; icht j it eine Darin 
Verden 475 ferlegt, wenn die Sache nicht jetzt mit einemmale abgemacht a e a 15 ant de aue 3 „Dir Bericht ſei noch 5 
Abg. Nitſchke ˖ 1 3 1 einen Hinweis auf ein Referat aus der „Oſtpr. g.“ zu erweitern, weiche 
ed We e Se bäufger ee Onier Im u ai Denn der wege nie Grundlage zum Vorgehen der Re ierung gegen den Stadtrat) Weller 
ein, durch Verkauf aus 
evangeliſchen übergehen, je dfter Dis brati t Der Berichterſtatter verlieſt das betreffende Referat.) Jene Eenfurlüden er⸗ 
werden die auf Dem Behnien n Bola hen der fed n dienen lärt das Blatt ſelbſt dadurch, daß es die Aeußerungen des Redners als 
| 
| 
| 


er Hand eines katholiſchen Beſihers in die eines bilde und trog der beſtehenden Preßfreiheit mit Cenſurlücken erſchienen ſei. 


geſchmälert und für die Zukunft unſicher gemacht. Der gegenwärtige Zeit⸗ nicht mittheilbar bezeichnet und alſo gleichſam denunecirt. Die Cenſurlücken 
punkt iſt far die Ae un beſonders olmelich gewählt, da Sie Deremifteuer und Noten der „Ditpr. Zig.“ wären nichts weiter, als niedrige Verdächti⸗ 
„aufgehnben it. Der Bedner bebauert, daß , Wehötde, wie vie Tnig 
renhaus den Publikationstermin hinausgeſchoben habe, da ſich dadurch die Regierung zu Königsberg i U und’ daß plane wd berochliche 85. 
fahren 15 087 . Poole hat n taflen, a erh und Nr 

Abg. v Bin cke (für den Gefeh-Entwurfl:: Auch auf ihn habe es den | Angetaftet daftehende Behörde, wie die lönigsberger Stadtverordneten Ver⸗ 
Eindruc 5 55 AN 5 he an A 5 & 10 ER zu | Jammlung, durch eine Rüge zu trafen, Das ift ein Verfahren, welches den 
niedrig gegriffen ſei; man habe indeſſen vom Miniſtertiſche die Gründe ber, Glauben und das Vertrauen zu unſeren Staatsbehörden nur erſchüttern kann. 


| 
| 
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ſetze einfach fo ausgelegt und angewendet, wie ſie nach den darin enthaltenen ſehr ruhig. In den letzten Tagen find 1800 Sack Domingo verkauft. 
Beſtimmungen berechtigt und verpflichtet war. Zink ruhig. 
Das Haus beſchließt die Debatte bis morgen zu vertagen. Präſidentf“ Liverpool, 4. April, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 3,000 Ballen 
8 aeigt — hr 80 8 —.— Woche 15 Se und 5 ; 99 1 . — 8 2 a 0 Daun 10% 2 e 
as Invaliden⸗Geſetz auf die Tagesordnung zu ſetzen beabſichtige. ollera „ middlin „Ben mra ; = 
Schluß 3 Uhr. Nächſte Sißung Mitlwoch 10 Uhr. (Feriſezung der] Pernam 14%, 8 ee: ** / 


heutigen Tagesordnung). 
Berliner Börse vom 4. April 1865. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Eingriff in ihre Disciplinarbefugniß ſieht, jo kann dem nur derjenige zu⸗ 

men, der die Regierung für berechtigt hält, ſtädtiſche Ehrenämter für 
hre dem Staatswoh egenftehenden Beſtrebungen auszunutzen und zu 
mißbrauchen. (Sehr richtig. £ ; 

Die Belehrung des Hrn. Reg.⸗Commiſſars mit den vielen Fremdwörtern, 
mit materieriellem und formellem Aufſichtsrecht u. ſ. w. kann die Sache nur 
verwiren. Die Städteordnung enthält nur die Formen für die berechtigte 
Oberaufſicht des Staates, außerdem giebt es kein Geſetz, auf welches die 
Regierung zurückgehen kann, wenn es ſich um ihre Stellung gegenüber der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung handelt. Jede Diskufſion, welche wir über 
die Frage, wie weit das Aufſichtsrecht der Regierung reicht, führen, bringt 


Fonds- und deld-Course. 


uns von der Sache ab. Eine Rüge, wie die Rede ſtehende, kann nur Gegen⸗ 0 Freiw. Staats-Anl. ..41j 102% bz. Dividende pro 1863 1864 Et. 

Stand der Critik nerhalb der — 5 würd, ſtatt 2 von Hohenzollern, dem Strafanſtalts⸗Director v. Götzen zu Koln und dem | Scan. W 682, b. Anchen-Düs 1 3½ | Arie 34% 101 G 
rubigen, nur Verwirrung. ftiften; denn die Berſammlung muß doch den Weg Rae den an a. D. Rrem zom zu Berlin den rothen Adlerorden Ater| Ai 78834 915 BE Pe rer et Pech 4 4 4 1 be 
der Beſchwerde beſchreiten können und folglich die Rüge critifiren dürfen Klasse . bee . Sure des zu Berlin den wein A. dito 1884,41 1020; bz. _jlämsterd -Rottd. .| Os et lde de. 
ſoweit das Strafrecht es erlaubt. Das zu vermeiden gebietet die praktif—e, nenorden 3. Kaffe, dem Sentier Frievrich Andreae Krauſe vajelbft den a 1880 ß 102% de erfin- Ache le ee 
Staatsklugheit. Ich empfehle Ihnen daher den Antrag des Abg. Koſch, weil tönigl, Kronenorden 4. Klaſſe, dem penſioniiten Gendarmen Damm in] do 1837 4 1026 ba erlin-Görite. | — | — 4 [80 ba. r 
der der Commiffion dem Anfpruche der Petenten nicht genügend entſpricht. Lenzen, zuletzt in der 3. Gendarmerie⸗ Brigade, das allgem. Ehrenzeichen und dem dito 18581411 102% ba. dito St. Prior“ — — Is 584% ba. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Es erhält noch das Mont der Bericht⸗ Hilſs⸗Unter⸗Lieut. der Seewehr, Albrecht, die Rettungsmedaille am Bande zu BE 1884 Al 102% bs.  ||Berlin-Hambürg| Te 1) ja l be. 
erflatter Abg. Schneiden Hatte die Regierung das unbeicräntte Aufe | Üerleiben; dem jebigen Hauptm.und Gomp.-Chef im 8 Brandenb. Anf.sRegiment | rar ae von dess 1294 5. |Berlinstetän | Sl |- f |138 du: g 
ſichtsrecht über die Stadtverordneten⸗Berſammlungen, fo hätte fie auch das Nr. 64, Otto Julius Schmieden, wegen feines tapferen Verhaltens vor dem | Berliner aon a 102% da: |Böhm-Westh...] | — |5 1:5 ba. 

Recht, ſich von jeder Sitzung die Tagesordnung vorlegen zu laſſen, und alles Feinde in den Adelſtand zu erheden; den Regierungs⸗Rath Friedrich Heinrich Ber u. Neumärk. 31 87%, bi. Breslau-Freib. ..] 7 % 4 |1444, bz. 
von ihr zu entfernen, wovon ſie behaupten kann, daß die Ver ammlung da⸗ Wilhelm Wohlers zum Geheimen Regierungs⸗Rath zu ernennen; dem or⸗ 2 — . vr — i = 4 5 — er 
mit ihre Befugniß überſchreite; dann hätte ſie das Recht Commiſſarien in dentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät zu Berlin, Dr. Magnus, | dito n — dito, SC-Prioel — — ‚pl — — 
die Verſammlung zu deren Controle hineinzuſchicken. Ohne gewaltfame In⸗ den Charakter als Geheimer Regierungs⸗Rath zu verleihen; den bisherigen E Wan 96 bz dito dito ER. 9. 
terpretation kann die Regierung den § 76 der St. O. nicht zu dem Umfange außerordentlichen Profeſſor Dr. H. C. Bey rich bierfelbit zum ordentlichen L Kar. u. Nenmärk 4 Wh na beadeigab Br TE ku 
ausdehnen, den fie den darin enthaltenen Vorſchriſten betreffend den In⸗ Profeſſor in der philoſophiſchen Fucultät der hieſigen Univerſität; und den (Pommersche. 4 [08% bz. agd.-Halberst. 122 | — 14 @. 
ſtanzen ug, giebt, und g 9, der den Städten die Selbſtverwaltung ſichert außerordentlichen Profeſſor Dr. Förſter in Berlin zum Director der Stern. = Posensche. ee 97%, ba, Magdb.-Leipzig..|17 — 4 1258 8. 
giebt i 8 Freibrief der vor jener Auslegung ſchützt. Das Geſetz be; warte daſelbſt zu ernennen; ſowie dem Hüttenfactor Miſchke zu Wondolled | 3 — 2 e —— Er 3% N A 
; 1h 5 ; ; 8 : im Regierungs⸗Bezirk Gumbinnen; und dem bisherigen Hauptkaſſirer bei der 3/Sächsiche........ 4 „ . Neisse. Brieger. 4 (— 4 l . 
eichnet deutlich die Ausnahmefälle, in denen die Selbſtverwaltung Einſchrän⸗ l > dei der 3/8 40 ege Is 
ungen erfahren darf; es weiß aber nichts von einer Controle der inneren Spar⸗ und Leihkaſſe für die hohenzollernſchen Lande, Jacob Sauter, in Sigs | (Schlesische . 4 00 ba. Niedrschl.-Märk.| A 4 4 62½ ba 
Angelegenbeiten der St. V.⸗V., von einem Einmiſchungsrecht der Regierung maringen, den Charakter als Rechnungsrath zu verleihen. Louisäor LH 0, 6. Sein Her. 5 K. br er le 7 

0 V. „ 7 terung . C. [Die Commiſſion für das all ine Ber f Goldkronend. 9%, G. Poln Bkn. — —_ - |Nordb.Fr. sine 2 
in die Berathungen, oder don einem Recht, fie zu tadeln. Ein unbedingtes te ten für das allgemeine agefes] bat ZT 7 lOberschles. A. -l 110 134211704aYaty ba. 
Oberaufſichtsrecht des Staates würde die ganze Städteordnung überflüſſi den Abg. v. Beughem zum General⸗Referenten, den Abg. v. Carnall zum Ausländische Fonds dito . . 10% 10 al! 5 

f 5 ; 8 General⸗Correferenten und die Abgg. Lent, Hammacher, Brabender, Overweg | O.esterr. Metalliques 5 63 br. dito d. tb 10 170 ER be. 
machen, die Ausübung deſſelben ſie über den Haufen werfen. Die Stellung : a Hotalliuues| Oestr.-Fr. St. B. 5 5 IIA b. 
des St. B.⸗Vorſtehers verhindert ihn äberdies, ſelbſtfändig die Berathung und Dr. Becker zu Special:Referenten ernannt, = dito Nat Anl. (8 10% bz. ast südı.St-B|8 | — 147 ba u. B. 
irgend eines Antrages zu bintertreiben, ’ [Der Bericht der Militär⸗Commiſſion] ift im Druck und kommt] dito h 6 — 910% ba Oppein-Tarn... | 2 Be 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Abg. Koſch mit fehr großer] noch am Ende diſer Woche zur Vertheilung. dito Ster Pr. -A. |Sl tw. ba. | dito Samm- Pr 6 118.8 


dito Eisenb -T. 1 18% ba, 
Russ Engl. Anl. 18625 . 
dito Holl Anl. 18645 0 ½ bz. 
dito Poln. Sch bl 4 74 ba. 


Majorität angenommen, = 
Es folgt nunmehr die Debatte über die Petitionen: 1) der Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung zu Königsberg i. Pr.; 2) der Rechts⸗Anwälte Mol: 


— 
—— 
= 
o 
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ankvorlage in der Sitzung vom 1. d. M. mit fol» 
genden Worten geſchloſſen: „Die übrigen deutſchen Plätze (außer Hamburg 


In u 
“= 
— 
4 
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4407 G. 
135 ½ B. 


. - / i ließt die Majorität der Commiſſion aus, weil] Poin-Pfandbr III Em. 1 |75% ba. m 
daenke und Aufrath Reich in Weblau und Podlech in Bartenftein, ande bie Clbherzogtbümer) ſch . 94 be IS ‚72 om. 
welche darüber Beschwerde führen , taß die Rechtsanwalte des dortigen Der a ai 3 - — e großen 8 Fon 4300 FL [rketwiteng, 
partements des Oſtpreußiſchen Obertribunals als Mitglieder von Stadtber⸗ ſchloſſenbelt innerhalb Preußens ve bus 5 et Auer x r er 18 l ge:] dito 4 200 F — — — Bank- und Industrie-Paploxe. 
ordneten⸗Verſammlungen höheren Orts angewieſen worden find, die Geneh⸗ i 5 5 6 fab n wei tbunden iſt, ri 15 5 ritt möglicher⸗ 9 8,8. Bi eV re Te 
migung zur Fortführung ihrer Function als Stadtverordnete weiſe große Gefa igt, eine noch größere Ansdehnung ſolche Ges | Weder 28 FI. Lee. 130% B. — 6 179 2 
nachzuſuchen. — Die Commiſſion beantragt, diefe Petitionen der Staats- ſabren fteigert, und weil dieses 45 der intellektuelle Urheber, und ich kann] klsenbahn-Prloritäts-Aetien. |Bremer Bank. ..| Be ze % 
regierung zur Berüdfictigung und mit der Erklärung zu überweiſen, gerade ſagen, der Vater dises Commiffionsantrages, ber ae. für Biegen | nent. Markische. J hl . |nanziger Bank. 8 15 10 b. 
daß der Staats- Miniſterial⸗Beſchluß vom 2. März 1851 mit den bes zuck (Pr. v. d. Heydt) gerade aus der Schwere aller Bedenken zu jeinem dito M. bz — 18 107 ba 
Mebenden Gefepen, namenllich mit der Kabinels- Orbre vom 15. Jult 1839, | Amendement, das nachher Beſckluß der Commillion geworden ift, gelommen | _, dito Iv.14141100% @.  IGothaer » | Ch |— [a |1019% otm. ba 
und mit den Beſtimmungen der Släͤdte⸗Ordnung nicht im Einklange ſtehe. iſt und ein Gradations⸗Vorgehen nothwendig erachtete.“ Cin Adieu r N 
9 9 ge ſtehe. [Der Unterrichts miniſterſ hat Anlaß genommen, sämmtlichen Pro⸗ — 3 4 102% 2. Hamb. Nordd. B N 1. 16 7 8 
— une — 2 A — 1 = ich ee rg ae und 9 N = 1 Jahren ergangene ae dito nl! 8995 arge REE er.“ 
nachweiſen ie frühere Praxis dem Eintritt von Rechtsanwalten in die | fügung in Erinnerung zu bringen, der gem timmt wird, daß, d n 8 93%, bs uxemburger B. 4 85% @ 
S e de Linemege im Bege an ” — man Sch 367 29 ht 19 0 e von ap isantinnen. nes ementa Im I 5 AS. Magdeburger D 0 71 — 5 
erſt in neuerer Ze erſucht hat, ein andere erfahren zur Geltung zu ulamtes um Zulaſſung zur vorſchriftsmäßigen Prüfung vor vollen: | Cos. Oderb. (WI) 4, fl @ D 2 = 10% 4% 148 b. 
bringen, und zwar nicht im Wege der Geſetzgebung, ſondern der Miniſterial⸗ detem 18. Lebensjahre gehäuft haben, ie derartigen Geſuche, falls zwei x — e 767. — Phiringer Bank. e | 
Reſeripie, mit denen ein großer Mißbrauch getrieben worden ift. Was zus Monate und mehr an dem bezeichneten Lebensalter fehlen, ohne Weiteres 14 Wein „ 54 |? „00% ede be u. 44 
nächſt die Beſtimmung der allgemeinen Gerichtsordnung anbetrifft, daß die zurückzuweiſen ſind, und nur in dem Falle des Miniſters Genehmigung zur dito N 96% B eee 55 . 
Rechtsanwalte, früher Juſtiz⸗Commiſſarien, ohne Vorwiſſen und Genehmi⸗ Ertheilung einer Dispenfation bei fehlenden zwei Monaten und weniger nach⸗ => rn a Coburg. Oredb. A. 7 — 111 
pas des 1 li ae a ik 8 — —— iſt, wenn ganz beſondere, Berückſichtigung verdienende Verhältniſſe | Kiederscht. Zweigb. 1 hr — N Pac. 1 52%. Br be 
aran zu erinnern, daß in der Gerihts-Drbnung Bedienung ftets für | vorliegen. ar Lit. O. .. .. . . 5 102% bz. Garn Aut 1is1 isn 5 
SE ee BI] RR AR re Ta 
ebenbefhäftigung, ſondern ein einer Strafprogeß- Ordnung] ift, wie wir hören, auch den Ver⸗⸗ die ©... 4 8. — ”|1 + N . 
* fi i ‘ 13 5 1 
le 6 tun vom 3 ie 3 bg e e 2 ach en u 405 Fh 1 Genter Credh K 4 = „ en bu. 
eamten das Recht hätten, die Wahl in einer Stadtverordneten⸗Verſammlung 0 iges Dementi. ie „Kreuzzig.“ ſchreibt: Den gez 0et- Franz schl. Bank-Ver..)6 | — 10.6, 
abzulehnen, dagegen nicht, daß ſie die Genehmigung zum Eintritt bei ihrer gentheiligen Aeußerungen gegenüber können wir auf das Beſtimmeteſte Oeat sid 80. . 4 (980 be. u 
hergejebten Behörde nadfahıen müßten. Rob N | richt 08 bie vebis verſichern, daß Preußen in der ſchleowig⸗holſeeniſchen Angelegenheit kei — . ja 6 memeene 
daß die Anfrage um Erlaubniß Ri Eintritt in Glenn doch h der ve die 121 90 Höfe — — ae de Aunsterdam 260 Fl... .|10T.144% . e 108 rl. % M. 8d. 20 0 
lungen nicht nothwendig fi. Nachdem in § 128 als Regel aufgeſtellt, daß noch iu der andern der behanpteten Formen — gerichte 9 ˙ dito dito 2 M. 14 J. br. Leipzig 100 Thir. 8 T. 900% . 
. Bürger. perbunben jet; unbeinlbete 2 2 die Stelle licherweiſe it diejenige preußiſche Depeſche damit gemeint, welche an] Hambure 3m mx ....is TIIS2H, br. a n RG 
eines Stadtverordneten zu übernehmen, und nachdem in den folgenden 88 die das wiener Cabinet in dieſer Angelegenheit gefendet iſt, und die, wie London ! ft.. 3 M6. 2½ ba. Petersburg 100 Pe W. be. 
besoin Branen Palsimenial em Gone deplizen. in folgen Fallen herkömmlich den deuſſchen Geſandten migethelt wor: | Wim ich 1 18 „„ 
; 0 löniß ihrer den iſt. (Die Analyſe dieſer Depeſche ſ. im heutigen Morgenblatt] dito dito 41 K. 1 ba Bremen 100 Thlr.. . J8 T. If bs. 
wenn ſie eine ſtädtiſche Stelle übernehmen wollen, dazu der Erlaubniß ihrer \ 8 = 
horgeiehlen 8 und Pr 8 — a Es find alfo alle unter „Wien.“) schie, mit 1 75 — A d ou 8 Tbl. N * gelbe 
ategorien der in den vorigen SS als Befreite Angeführten in § 131, der eſ. mit Auswu ab Bahn bez. feiner mär „dito. — 
von der Erlaubniß zum Eintritt handelt, wieder aufgezählt, mit Sansa Telegraphiſche Depefche. Roggen loco 82 —83pſd. 36% Jbl. ab Bahn bez., Frübjahr 357435 7 
i . . Du Marita er Au al Sl 
einwenden, daß die revidirte Städteordnung von 1831 nicht im ganzen Lande die von wiener Blättern gebrachten Gerüchte über die angeblich in 38 7 — , Tl. bez., Br. und Gld., Sept⸗Olibr. 30% — 7 Thl. 520 un Br., 
ur Ausführung gekommen iſt, aber es legt auch eine Cabinetsordre vom | Sibirien ausgebrochene Peſt zurück. Der herrſchende Typhus ſei im] 39 Thl. Gld. 5, Gerſte, große und Leine 28 Tbl. vr. 1750 Pfd. — 
ahre 1839 vor, durch welche austrüdlic beſtimmt wird, daß nur diejenigen Abnehmen begriffen. Es fei daher nicht nöthig, neue Hoſpitäler zu Hafer loco. 21% —25 Thl., feiner pomm. 25 Thl. ab Bahn bez, abgel, 
taatsbeamten die Erlaubniß einzuholen haben, welche ein Nebenamt mit errichten. Anmeldung 22% Thl. bez. Lieferung pr. Frühjahr 28 22% Tbl. bez, 
einer dauernden Beſoldung übernehmen wollen, Bedingungen, welche bei den Mai⸗Juni 23% Thl. bez., Juni⸗Juli 24 Tbl. bez., Juli-Aug. 24% Thi. Br., 
Stadtverordnetenſtellen in keiner Weiſe zu treffen. Auch die Gemeinde⸗Ord⸗ Meteorologiſche Beobachtungen Sept.⸗Okt. 24% Thl. bez. — Eroſen, Kochwaare 4 2 utterwaare 
nung von 1850 und die Städteordnung vom Jahre 1853 willen nichts das e — 240 Tbl. — Nabel loco 12 Thl. Br, April 11% Thi. bez, Mprils 
von, en beide aber hat ſich das Minifterial-Refcript vom 2. März 1851 | Der Barometerftand bei 0 Grd. 5 euſt⸗] Wind⸗ Mai 12—11½% Tbl. bez, Br. und 175 en uns 18/42, ZB, 705 | 
eingeſchlichen, welches beſtimmt, daß die Staatsbeamten zur Uebernahme | in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe- richtung undd Wetter. und Old, 121, Thl. Bi, Juni⸗ Ine 127. fcb Sept ik. 12% 4, Til. 
eines beſoldeten oder unbefolveten Communalamts die Erlaubniß ihrer dor: | ar der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur. tärke. bez. und Gld., 12% Thl. Be, — Feind loco 12% Til Br. — Spi- 
geſetzten Behörde nöthig haben. - — - ritus loco obne Faß 13% Tl. bez, April und April⸗Mai 13 , — 
Aber, m. H., dieſes Reſcript ſpricht auch nur von den Staatsbeamten, zu April 10 Uu. Ab.] 335,51 [8 N. 0. Heiter. % Thl. bez. und Gld., . Br., Mai⸗Juni 13%—% Thi, bez. und 
denen die Rechts⸗Anwalte nicht zu zählen find, und es iſt auch nur adreſſirt . April 6 U. Mrg. ] 335,73 40,6 W. I. Heiter. Gld., % Thl. Br., Juni⸗Juli 14 —%, Thl. bez. und Br., 14 Thl. Gld., 


an ſämmtliche Gerichte und an die Beamten der Staats⸗Anwaltſchaft. Ein Breslau, 5. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 18 F. 2 J. U.⸗P. 5 F. 9 3. 


err v. Vincke proponirte, daß auch die Richter in die Ferbach Courſe und Börfen-Nachrichten. 
1 J . Aid aris, 4. April, Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 67, 80, fiel au 
ter, des wenigfiens die Aerte Anmelde. Der bamalige Judd mimte gr, 75, ftieg auf 7 85 und Ichloß in fester Haltung Jen belebt AL 
Simons erklärte ſich gegen den Eintritt der Richter, Herr Wenzel, eine par⸗Conſols von Mittags 1 Ubr waren 90% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zproy 
lamentariſche Autorität erſten Ranges und Appellations-Gerichts⸗Präſident, Rente 67, 80. Italien. 5proz. Rente 65, 85. Z3proz. Spanier — z Iproz. 
ſprach ſich zwar auch gegen das Eintreten der Richter, aber für das Amen | Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 443, 75. Credit⸗Mob.⸗Aktien 
dement des Abg. v. Denzin, welches das Zulaſſen der Rechts⸗Anwalte befür⸗ | 812, 50. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 552, 50. * 5 
wortete. Er erklärte ſich dahin in Gegenwart dreier Miniſter, ſeines Chefs London, 4. April, Nachm. 4 Ubr Schönes Wet ter. Conſols 90% 
des Juſtizminiſters, des Minifterpräfidenten und des Miniſters des Innern, Iproz. Spanier 41, Sardinier 77. Merilaner 27%. 5proy Ruſſen 89%: 
er ſprach es aus, daß die Rechts⸗Anwalte der en mann une Neue Ruſſen 89/4. Silber 60%. Türk. Conſols 54%. 6proy, Ber Gt. 
1 di ichkeit vorwerfen, Anl. pr. 1862 58. 3% / Sh. Fl. 35 r. 
wenn man annehmen wollte, daß ſie mit dieſer Erklarung nicht einverſtanden u 5 Feral er en ea; Mts. 
eweſen feien, M. 5.1 Auch der Staatsminiſterial⸗Beſchluß hat nicht an die] Abends in Londonderry abgegeben. — Der Cours auf London ſtand 162%, 
echts⸗Anwalte gedacht; erſt in neueſter Zeit hat man die gegenwärtige Goldagio 56%, Bonds 105%, Baumwolle 40 
Praxis hervorgeſucht und Interpretationen gemacht, um alten Geſetzen eine Wien, 4. April, Nachm. Su. Geſchäftslos, aber feſt. Schluß⸗Courſe: 
2. Bedeutung zu geben. ; 5proz. Metall. 71, 10. 1854er Looſe 88, 25. Bank⸗Aktien 794, —. Nord ⸗ 
e Abſicht iſt klar. Die Rechts⸗Anwälte find für die Stadtverordneten⸗ bahn 179,60, Nat.⸗Anl. 76,85. Creditaktien 182 30 Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗ 
Verſammlungen in kleinen Städten außerordentlich wichtig. Man hat das ert. 192,30. Galizier 213, —, London 110, 35. Hamburg 82 60. Paris 
Bedürfniß, während den Verhandlungen einen juriſtiſchen Rath zu hören, 43, 70. Böhm. Weitbahn 164. Fredit⸗Looſe 126, —, 1860er Looſe 94, —, 


Juli-Aug. 114% Tbl. bez. und Br., % Thl. Ölo., Aug.⸗Septbr. 14% — 
% au. be, U. Br., Sept., Okt. 14 ½.— Thl. bez., % & 08. 
eizen 


druck hervor, doch trug die Zurückhaltung ſeitens der Käufer immerhin mehr 
zur Erbaltung der Flaue bei, als die kleinen Einbußen im Preiſe. Vorüber⸗ 


Breslau, 5. April. Wind: Wet. Wetter: ſchön. Thermometer 
Früh 1 Grad Warme. Bei beſchränktem Ngefhäftbertehr waren Getreide⸗ 

reiſe am heutigen Markte ohne Aenderung. 

Weizen ruhig, pr. 84 Pfund weiße bruchfreie Waare 61 — 66 Sgr., 
wenig erbrochene 52—56 Sgr., erwachſene 48 bis 50 Sgr., gelbe bruchfrele 
Waare 58 60 Sgr., wenig erbrochene 50—54 Sgr., 5 5 — 42—46 Sgr., 
ſeinſte Sorte über Nollz bezahlt. — Roggen gut e tend, pr. 84 Pfd. 
41—42 Sgr., ſeinſte Sorte 43 Sgr. und darüber bezahlt. — Gerſte verein⸗ 
zelt beachtet, pr. 74 Pd. weiße 36—38 Sorg hie 34 Sgr., gelbe 31— 

2 Sgr. — Hafer rubig, pr. 50 Pfd. 2 Pr gr. — Grojen ſchwacher 
Umfap. — Wicken ſchwacher Umfab, dachte. . Se Qelſaaten ſehr feft. 
— Lupinen nur in trockener Waare ey 1 chleſiſche Bohnen ges 
ſucht. — Schlaglein ſeſt. — Napskuche eachtet, 5052 Sgr. pr. ir. 


für den man in größeren Städten die Syndici hat. Schlimm genug, daß Lombard. Gi 240, — EN Schff. 
alben 8 3 in die Stadtverordneten⸗Verſammlungen eintreten dürfen; — en M., 4. April, Nag. 2 Ubr 30 Minuten. Ameri⸗ | m ; — Erbe e 
/ ᷣ ⁵ / ¼ / un ade DET nee Bat ER 
0 \ Bu gu er rſe ſtill und unveränd ... Schluß⸗ ourſe: i U 77 » a. en erh de — 
e ß Baba... 5 
f 0 : 6 8 in. a ! . 1832 0 2 . > N .. — u — „ eee er — — 
raths zu berauben und darauf zu fehen, daß ſich kein Rechts⸗Anwalt ein⸗ — 5 2 22 19354. W ene e Elbachſenet Weben. 4246-52 . Sg pr. Sad 150 flv. Brute, 


Roggen Aare Shlagskeiafaat . 160-180 —195 


ſchleiche. Der Miniſter von Manteuffel hat zwar dieſen Artikel anſtands⸗ 7 Er . Glifabet: . 
„ ee Die at oo 7 eig 75 eine Ben — Nekah 85 5 Seine leben = ee erg 10 bee Safer par 2 By Buse Be r 
ö ü a . itte Sie, m. H., nehmen Sie 255. 18: 5 5 afer, neuer 180200 
den Commiſſionsantrag an und wahren Sie damit die Würde des Hauſes. N —. 3 Fr Er Rt 8505 1 Per Kleejaat 5 ae 2257 rothe ſeſt, ordinäre 14% —18 Thlr., 
(Lebbaftes Bu r a 63%. 4% proz. Metall, 561 r mtu, b, ige zug Ait 11 Ali, Alle 10. 14 A 
a Juſtizminiſter Graf zur e: Es iſt ganz unzweifelhaft, daß die rantfurt a. M., 4. April, Abends. Im beutigen Privatverkehr in] darüber bez Thlr., bochfeine 22— vr * 
N Rechtsanwälte zu den Staatsbeamten gehören, die oc Gerichtsord⸗ der Walen @ocietät wurden Eredit⸗Aktien zu 195—195%, 1860 950 zu fine e 12143 N 


nung bat bereits eine ganz ſpezielle, geſetliche Beitimmung, daß die Rechts⸗ 85,85 7 ſeſter, Amerikaner zu 60% — 597 ehandelt. 
anwälte, wenn fie eine Nebenbedienun W wollen, die Genehmigung 1 amburg, 4. April, Nachm. 254 Uhr . bann und öſterr. 
fie , ben an Ba IE en, ee lee 
ann e wenig zweifelha echts ie Sti 
as Mig I 08 10 5 45 — Sale Be N Jen a be den Gerüchte zufolge ſoll die Stimmung des Geldmarlktes in London eine 
gehört. (Verwunderung und Heiterkeit. 1 alſo durch- Schluß ⸗ : a 947, . ie, \ 3 
2 aus nicht eee worden von den Stahtberorbncten Sade bant 100% “anhebbeutice Bant 1164. ae 10 J. Morshahn 726. 
8 e b And. Wen 4 Baade d end e 168 key Anl. 83%. öproc. Verein. Staaten-Anl, pr. 1862 54%. Die 
2 un e .Wenn von R in 9 - a 
„behauptet en eme de welche befichl, ja darauf zu eben daf un er 540 P de urg, 4. April. [Getreidemarkt) Weizen flille. April-Dai A achmittag 3 Uhr vom Niederſchleſiſch⸗Markiſchen Bahnhofe aus 
ER 722 t 1 2 be e e h rn rer Ein Eile 1 Br Free ancotbaler bez. 9) Be 88 100 2 3 ) 
pri 0 e elchem 8 N u 55 offerirt, 54 „ April⸗Ma . erantw Redacteur: Dr, 
3 idee sie iſt nie erlaffen worden, ſondern die Regierung hat die Ger! brutto 79 Br. 78% Go. matt, Sit Ma 1 55 25%, leblos. Kaffee Druck von Graß, — — (*. Saw in Breslau. 


Kartoffeln pr. Sad & 160 Pfd. Nate 22—26 Sgr., Metze 111 Sgr. 


or der Börſe. 
= Wir. ee a ale, Seübjabe 12%, Thlr., Herbſt 
12 ig», r. t 23 
Fritiabr 12, Tölr., Herbſt 1 4% Al % Tralles loco 12% Thlr., 


Die Beerdigung der in Dresden verſtorbenen Madame Dprothen Heil“ 
born, verw. geweſenen Schorek, kann 7 Hude de halle erſt 


